
Tenor 

1. Der Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz wird zurückgewiesen. 

2. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

Klage, eingereicht am 26. September 2009 — Applied 
Microengineering/Kommission 

(Rechtssache T-387/09) 

(2009/C 312/50) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: Applied Microengineering Ltd (Didcot, Vereinigtes Kö­
nigreich) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte P. Walravens 
und J. De Wachter) 

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Kommission vom 16. Juli 2009, mit 
der diese die Rückzahlung eines Betrags von 258 560,61 
Euro zuzüglich Zinsen angeordnet hat, für nichtig zu erklä­
ren; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Klägerin begehrt mit der vorliegenden Klage die Nichtig­
erklärung der Entscheidung C(2009) 5797 der Kommission 
vom 16. Juli 2009 betreffend die Rückzahlung eines bestimm­
ten Betrags zuzüglich Zinsen, den sie im Rahmen der Projekte 
IST-199-11823 FOND MST („Formation of a New Design 
House for MST“) und IST-2000-28229 ANAB („Assessment of 
a New Anodic Bonder“) schuldet, die im Rahmen eines spezi­
fischen Programms für Forschung, technologische Entwicklung 
und Demonstration auf dem Gebiet Benutzerfreundlichkeit in 
der Informationsgesellschaft (1998-2002) gefördert werden. 

Die Klägerin stützt ihre Klage auf sieben Gründe. 

Erstens habe die Kommission dadurch gegen wesentliche Form­
vorschriften verstoßen, dass sie kein umfassendes und ord­
nungsgemäßes Prüfverfahren durchgeführt habe. Die 
Kommission habe es versäumt, sie über Beginn und Abschluss 
des Prüfverfahrens in Kenntnis zu setzen, und habe die von ihr 
erhobenen Einwände nicht berücksichtigt. Außerdem habe die 
Kommission ihre Verteidigungsrechte, den Grundsatz der ord­
nungsgemäßen Verwaltung und die Sorgfaltspflicht missachtet. 

Zweitens sei die Forderung der Kommission zumindest hinsicht­
lich der Zahlungen verjährt, die vor mehr als fünf Jahren vor 
dem offiziellen Beginn des Prüfverfahrens geleistet worden seien. 

Drittens seien der Kommission dadurch offensichtliche Beurtei­
lungsfehler unterlaufen, dass sie der fehlerhaften Auslegung der 
Regeln über zuschussfähige Kosten durch den Prüfer gefolgt sei. 

Viertens habe die Kommission gegen soziale Grundrechte und 
das Recht auf eine angemessene Vergütung verstoßen, indem sie 
Stundenlöhne für Arbeitnehmer akzeptiert habe, die unter dem 
Mindestlohn lägen. 

Fünftens habe die Kommission gegen den Grundsatz des Ver­
trauensschutzes verstoßen, denn sie habe die berechtigte Erwar­
tung enttäuscht, dass die von der Klägerin vorgeschlagene Vor­
gehensweise in Bezug auf durchschnittliche Arbeitskosten ange­
messen sei und dass die „Ziellöhne“ als eine akzeptable Praxis 
des Auftragnehmers angesehen werden würden. 

Sechstens habe die Kommission ihre Begründungspflicht miss­
achtet, denn sie habe sich gänzlich auf den Prüfbericht verlassen, 
ohne die Bemerkungen der Klägerin und deren Antrag auf Wie­
deraufnahme des Prüfverfahrens zu berücksichtigen. 

Schließlich habe die Kommission den Grundsatz der ordnungs­
gemäßen Verwaltung und die Sorgfaltspflicht verletzt, indem sie 
Schreiben an die falsche Adresse gesandt und die von der Klä­
gerin vorgetragenen Argumente nicht geprüft habe. 

Klage, eingereicht am 22. Juni 2009 — Labate/Kommission 

(Rechtssache T-389/09) 

(2009/C 312/51) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: Kay Labate (Tarquinia, Italien) (Prozessbevollmächtigter: 
I. Forrester, QC) 

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass die Kommission eine Unterlassung im 
Sinne des Art. 232 EG begangen hat; 

— der Kommission aufzugeben, die Maßnahmen zu ergreifen, 
die erforderlich sind, um der Anordnung des Gerichts nach­
zukommen;
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— der vorliegenden Klage angemessen Vorrang einzuräumen, 
um die Akte nicht mit einem separaten Ersuchen um be­
schleunigte Behandlung zu belasten, und innerhalb von 
sechs Wochen zu entscheiden; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Am 20. Februar 2009 stellte die Klägerin bei der Kommission 
einen förmlichen Antrag im Sinne des Art. 232 EG auf eine 
Entscheidung nach Art. 73 des Statuts in Verbindung mit der 
Gemeinsamen Regelung zur Sicherung der Beamten der Euro­
päischen Gemeinschaften bei Unfällen und Berufskrankheiten, 
die Lungenkrebserkrankung ihres verstorbenen Ehemanns als 
Berufskrankheit anzuerkennen. 

Unter Verweis darauf, dass die Kommission innerhalb der vor­
geschriebenen Frist keine solche Entscheidung erlassen und auch 
keine Stellungnahme abgegeben habe, beantragt die Klägerin, 
festzustellen, dass die Kommission dadurch gegen ihre Ver­
pflichtungen aus Art. 90 des Statuts und Art. 23 der Gemein­
samen Regelung zur Sicherung der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaften bei Unfällen und Berufskrankheiten verstoßen 
hat, dass sie nicht innerhalb einer angemessenen Frist über den 
Antrag ihres Mannes auf Anerkennung seiner Krankheit als Be­
rufskrankheit entschieden hat, und daher eine Unterlassung im 
Sinne des Art. 232 EG begangen hat. 

Klage, eingereicht am 6. Oktober 2009 — HSE/Kommission 

(Rechtssache T-399/09) 

(2009/C 312/52) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: Holding Slovenske elektrarne d.o.o. (HSE) (Ljubljana, 
Slowenien) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt F. Urlesber­
ger) 

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— Art. 1 Buchst. g der angefochtenen Entscheidung insoweit 
für nichtig zu erklären, als sie die Klägerin für eine Zuwider­
handlung gegen Art. 81 EG und Art. 53 EWR-Abkommen 
verantwortlich macht; 

— Art. 2 Buchst. i der angefochtenen Entscheidung für nichtig 
zu erklären; 

— hilfsweise, die gegen die Klägerin in Art. 2 Buchst. i der 
angefochtenen Entscheidung verhängte Geldbuße herab­
zusetzen; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der vorliegenden Klage beantragt die Klägerin die Nichtig­
erklärung der Entscheidung der Kommission vom 22. Juli 2009 
(Sache COMP/39.396 — Reagenzien auf Kalziumkarbid- und 
Magnesiumbasis für die Stahl- und Gasindustrie) insoweit, als 
die Kommission die Klägerin für eine einheitliche und fort­
gesetzte Zuwiderhandlung gegen Art. 81 EG und Art. 53 
EWR durch Aufteilung von Märkten, Quoten, Kundenaufteilung, 
Preisfestsetzung und Austausch sensibler Geschäftsinformatio­
nen zwischen Herstellern von Kalziumkarbid und Magnesi­
umgranulat verantwortlich gemacht habe. Hilfsweise beantragt 
die Klägerin die Herabsetzung der gegen sie verhängten Geld­
buße. 

Die Klägerin stützt ihre Anträge darauf, dass die Kommission 
durch folgende Rechtsfehler gegen Art. 81 EG und gegen die 
Verordnung 1/2003 verstoßen habe: 

Erstens behauptet die Klägerin, die Kommission könne ihr das 
Verhalten von TDR Metalurgija d.d. (TDR) nicht zuschreiben, da 
HSE und TDR niemals eine einzige wirtschaftliche Einheit ge­
bildet hätten. Da die Klägerin unter keine widerlegbare Haf­
tungsvermutung falle (eine solche Vermutung würde nur dann 
vorliegen, wenn HSE 100 % der Anteile an TDR gehalten hätte), 
sei der Kommission nicht der Nachweis gelungen, dass HSE 
tatsächlich einen bestimmenden Einfluss auf TDR ausgeübt 
habe. 

Zweitens bringt die Klägerin vor, die Kommission habe rechts­
fehlerhaft für alle Beteiligten den Ausgangsbetrag der Geldbuße 
zu Abschreckungszwecken um 17 % erhöht. Nach Auffassung 
der Klägerin hätte die Kommission berücksichtigen müssen, dass 
ein Abschreckungsfaktor in Bezug auf HSE nicht zu rechtfer­
tigen sei, da die Kommission entschieden habe, gegen die un­
mittelbar zuwiderhandelnde TDR (für die ein Abschreckungs­
betrag möglicherweise angemessen gewesen wäre) keine Geld­
buße zu verhängen, und die Klägerin nicht direkt in wett­
bewerbswidriges Verhalten verwickelt gewesen sei. 

Drittens behauptet die Klägerin, die Kommission habe die mil­
dernden Umstände bei der Berechnung der Höhe der Geldbuße 
außer Acht gelassen, da sie nicht berücksichtigt habe, dass die 
Klägerin, wenn überhaupt, nur fahrlässig gehandelt habe, indem 
sie das Geschäftsverhalten von TDR nicht ausreichend kontrol­
liert habe, um eine Zuwiderhandlung gegen das Gemeinschafts­
recht zu verhindern. Weiter hätte die Kommission dem mildern­
den Umstand Rechnung tragen müssen, dass TDR als Gesell­
schaft samt ihrem kollusiven Geschäftsgebahren der Klägerin 
durch politische Entscheidung der slowenischen Regierung „auf­
gezwungen“ worden sei und dass die Klägerin TDR weder aus 
eigenem Beschluss erworben noch beschlossen habe, deren Ge­
schäftsverhalten auf eine Kartellbeteiligung hin zu beeinflussen.
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